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dem in den §§ 101 bzw. 222 StPO bezeichneten n o t w e n ­
d i g e n  Umfang der Ermittlung und Beweisführung.

Straftaten nach § 214 Abs. 2 StPO werden häufig unter 
alkoholischer Beeinflussung begangen. Nicht selten erreicht 
diese einen solchen Grad, daß der Täter seine Handlun­
gen nicht mehr vemunftsgemäß steuern und kontrollieren 
kann. In diesen Fällen läßt sich das Tatmotiv durch direkte 
Befragung des Beschuldigten kaum eindeutig ermitteln. 
Zuverlässige Schlüsse auf den Beweggrund sind jedoch 
meist aus der Würdigung der Gesamtumstände der aktu­
ellen Handlungssituation' zu gewinnen. Insbesondere läßt 
sich aus dem äußeren Hergang der Straftat das Bestehen 
eines inneren kausalen Zusammenhangs zwischen der im 
allgemeinen vom Beschuldigten selbst verursachten Ord­
nungsstörung oder Disziplinverletzung, dem Einschreiten 
des später angegriffenen Bürgers und der impulsiven und 
spontanen Reaktion des Beschuldigten hachweisen. In die­
sen inneren Zusammenhang ist der Beweggrund für die 
Straftat eingebettet. Für eine gerechte Entscheidung ist es 
auch erforderlich festzustellen, ob und welchen Platz Al­
koholmißbrauch sowie impulsive Ausschreitungen unter 
Alkoholeinfluß im allgemeinen Sozialverhalten des Be­
schuldigten einnehmen.

Konsequente Verwirklichung der Entschädigungs­
ansprüche

Wesentliche Bedeutung für die Förderung der Aktivität 
der Bürger bei der verantwortungsbewußten Verwirkli­
chung des Rechts hat auch die exakte Rechtsanwendung 
zum schnellen Ersatz des ihnen entstandenen Schadens. 
Dazu bestimmt § 326 Abs. 2 ZGB, daß Bürger, die im In­
teresse der öffentlichen Ordnung und Sicherheit gehandelt 
haben, Ansprüche für ihnen entstandene Schäden entspre­
chend den dafür bestehenden Rechtsvorschriften auch bei 
der Staatlichen Versicherung geltend machen können.

Eine solche Rechtsvorschrift ist § 6 Abs. 2 der VO über 
die Versicherung der Staatlichen Organe und Einrichtun­
gen vom 18. November 1969 (GBl. II Nr. 101 S. 679), wo­
nach der Versicherungsschutz aus der Pflichtversicherung 
der Staatsorgane Vermögensnachteile wegen Körperschä­
den oder wegen Vernichtung, Beschädigung oder Abhan­
denkommens von Sachen umfaßt, die Bürger der DDR bei 
einer Tätigkeit im Interesse der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit erleiden.

Diese Versicherung gewährt dem Bürger nicht nur die 
ihm gebührende Entschädigung, sondern nimmt es ihm 
auch ab, diese Ansprüche zeitaufwendig selbst zu reali­
sieren. Bei Straftaten gemäß § 214 Abs. 2 StGB steht des­
halb die unverzügliche sachdienliche Information an die 
zuständige Kreisdirektion der Staatlichen Versicherung 
im Vordergrund, damit von dort aus schnellstens die 
Entschädigungsansprüche des Bürgers reguliert und Re­
greßansprüche gegen den Schadensverursacher geltend 
gemacht werden können. Der geschädigte Bürger ist da­
her bereits vom Untersuchungsorgan zu Beginn des Er­
mittlungsverfahrens über die ihm zustehenden Ersatzan­
sprüche (§§ 336 ff. ZGB) sowie über die Art und Weise der 
Realisierung exakt zu informieren. Darauf sollten Staats­
anwalt und Gericht ebenfalls sorgfältig achten.2 Die for­
male Aufnahme von Schadenersatzanträgen „dem Grunde 
nach“ genügt diesem Erfordernis nicht, abgesehen davon, 
daß diese Formel im Hinblick auf die präzise Bezeich­
nung der entschädigungspflichtigen Nachteile im ZGB ent­
behrlich und für den Bürger so auch nicht ohne weiteres 
durchschaubar und verständlich ist.

Weiterer Ausbau der Information der Öffentlichkeit

Die Aktivität der Bürger bei der Gewährleistung der Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit wird stark durch die per­
sönliche Erfahrung gefördert, daß ihr Handeln für- die In­
teressen der Gesellschaft nützlich ist und gesellschaftliche

Anerkennung erfährt. Bei Aussprachen mit Arbeitskollek­
tiven stellen wir immer wieder fest, daß mit zunehmender 
gesellschaftlicher Aktivität ihr Bedürfnis wächst, insbe­
sondere auch über die staatliche Reaktion auf kriminelle 
Störungen der öffentlichen Ordnung informiert zu wer­
den, vor allem dann, wenn Mitglieder der betreffenden 
Kollektive wegen ihres öffentlichen Eintretens für Ord­
nung und Sicherheit angegriffen wurden. Dieses berech­
tigte Interesse, zu erfahren, wie in derartigen Fällen die 
staatlichen Organe den Schutz der Bürger realisieren, be­
steht nicht nur im Arbeitskollektiv des Täters, sondern 
gerade auch in dem Kollektiv, dem der angegriffene Bür­
ger angehört. Das trifft besonders auf jene Betriebe zu, 
deren Mitarbeiter sich auf Grund der Eigenart der Arbeits­
aufgabe häufig mit Ordnungsstörern auseinanderzusetzen 
haben, wie die Betriebe der Deutschen Reichsbahn und 
N ahverkehrsbetriebe.

Die Möglichkeiten, durch aktuelle Information aus ge­
eigneten Verfahren heraus weitere gesellschaftliche Ak­
tivitäten für den Schutz der öffentlichen Ordnung und Si­
cherheit zu unterstützen und zu fördern, sind von den Ju­
stiz- und Sicherheitsorganen konsequent auszuschöpfen.

Verfahrensauswertungen dieser Art bewähren sich so­
wohl in Kollektiven der Werktätigen als auch in der ört­
lichen und betrieblichen Presse. Auf diese Weise werden 
die Bürger über kriminelle Störungen der öffentlichen 
Ordnung und ihre Ursachen informiert und zu aktivem 
Auftreten dagegen mobilisiert, und es wird vorbildliches 
Verhalten öffentlich gesellschaftlich gewürdigt.

Durch die Deutsche Volkspolizei geschieht das bisher 
bereits vielfach im Zusammenwirken mit anderen staat­
lichen Institutionen. So werden Bürger für ihr beherztes 
Eintreten zum Schutz der öffentlichen Ordnung und Si­
cherheit meist vor dem Arbeitskollektiv oder in der Haus­
gemeinschaft geehrt. Derartige Anerkennungen haben in 
der öffentlichen Meinung einen hohen Rang. Gleiche Er­
wartungen stellen die Bürger an Gerichtsverfahren sol­
chen Inhalts. Die Verfahren oder Maßnahmen zu ihrer öf­
fentlichen Auswertung sind dann überzeugend und wirk­
sam, wenn vorbildlich handelnden Bürgern auch in diesem 
Zusammenhang der Dank und die Anerkennung der Gesell­
schaft übermittelt wird. Das kann z. B. auch durch ein offi­
zielles Anerkennungsschreiben des Gerichts an den jewei­
ligen Betrieb geschehen. Bestimmte Erwartungen ergeben 
sich auch an die Behandlung dieser Bürger bei der Ermitt­
lung und in der gerichtlichen Hauptverhandlung.

Verallgemeinemswert erscheinen Erfahrungen z. B. aus 
Neubrandenburg und Rathenow. Dort wirken schon häufig 
gesellschaftliche Ankläger aus den Kollektiven, denen die 
angegriffenen Bürger angehören, an der Hauptverhand­
lung mit (z. B. Arbeitskollektive, Ordnungsgruppen der 
FDJ). Sie können dem Gericht wertvolle Hinweise für die 
Beurteilung des Verhaltens des Täters geben. Ihr Auftre­
ten trägt auch zur gesellschaftlichen Wertschätzung des 
öffentlichen Eintretens des Bürgers für’Ordnung und Si­
cherheit sowie zur gesellschaftlichen Mißbilligung der 
Handlungsweise des Angeklagten bei. Die gesellschaftli­
chen Ankläger informieren ihre Kollektive ausführlich und 
schnell über Inhalt und Ergebnisse des Strafverfahrens 
und wecken durch den Gedankenaustausch weitere gesell­
schaftliche Aktivitäten im Kampf um Gesetzlichkeit, Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit.
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